
 



mutigt, beraten, motiviert, heraus-
gefordert, manchmal konfrontiert 
– vielleicht an einigen Stellen sogar 
auch politisiert. Wir sind gerade 
bei hochakuten und dramatischen 
Fällen immer wieder bis an die Ka-
pazitätsgrenzen unserer eigenen 
Kräfte gegangen im Wettlauf gegen 
die Zeit, gegen die Behörden, gegen 
die Verzweiflung der Betroffenen.

Immer wieder haben wir uns die 
Frage gestellt, ob unsere Kirche-
nasyle nicht ein Tropfen auf den 
heißen Stein sind. Und trotzdem 
machen wir weiter. Denn die Ver-
hältnisse lassen uns keine andere 
Wahl.

Zwar kommt kaum noch jemand 
durch die Außengrenzen nach Eu-
ropa, die Abschiebungen nehmen 
in Deutschland trotzdem zu. Die 
massiven Grundrechtskürzungen 
im Asylrecht seit spätestens 2015 
haben den rechtlichen Rahmen ge-
liefert, damit das – ironischerweise 
«Integriertes Rückkehrmanage-
ment» – genannte Abschiebesys-
tem reibungsloser funktioniert als 
vorher.

Im Jahr 2018 gab es bundesweit 
23.600 Abschiebungen, davon 
9200 Dublin-Überstellungen. Allein 
über den Flughafen Düsseldorf fast 
5000 Luftwegabschiebungen. 2800 
Menschen wurden nach Italien 
überstellt, 753 nach Frankreich 

und 690 nach Polen. In Ländern wie 
Bulgarien, Rumänien, Italien und 
Kroatien erwartet sie Obdachlosig-
keit, mangelnde Gesundheitsver-
sorgung, unzureichender Zugang 
zu Bildung und Arbeit. Wie kann es 
sein, dass in Rumänien Geflüchtete 
gezwungen sind, im Winter in der 
Kanalisation zu schlafen, dass es 
zu systematischen Inhaftierungen 
in Bulgarien und Polen kommt und 
80 % aller geflüchteten Frauen in 
Italien in der Prostitution landen?

Unerträglich ist es dann, wenn Be-
hörden diese Abschiebungen mit 
umso größerem Eifer planen und 
durchführen. Durch Akteneinsicht 
in behördeninterne Vorgänge des 
Falles eines Mannes, der nach Al-
gerien abgeschoben werden sollte 
und kurz nach seiner Festnahme 
mit Handschellen gefesselt vom 
Parkdeck der Ausländerbehörde 
Schwelm gesprungen ist und sich 
dabei lebensbedrohlich verletzte, 
konnten wir uns erst jüngst ein Bild 
davon machen, mit welch autori-
tärem Zynismus die Behörden hier 
vorgehen.

Deswegen ist die Praxis des Kirche-
nasyls heute so notwendig – und 
wird immer notwendiger. Weil sie 
in vielen Fällen die letzte Chance 
für eine humane Perspektive bietet. 
Je schwieriger die Ausgangslage ist, 
desto wichtiger ist auch der Kampf 
um das Kirchenasyl.

Es ist überhaupt nicht verwunder-
lich, dass von Behördenseite das 
Kirchenasyl zunehmend ange-
griffen wird. Gemeinden werden 
unter Druck gesetzt durch Räu-
mungsankündigungen, wie Anfang 
2019 in der ev. Kirchengemeinde in 
Solingen. Bürokratische Auflagen 
erschweren Gemeinden zuneh-
mend die Kirchenasylpraxis und 
schrecken immer mehr Gemein-
degremien und Hauptamtliche 
ab. Kriminalisierungsversuche in 
Bayern und Rheinland-Pfalz sowie 
Hausdurchsuchungen in Pfarrräu-
men im Hunsrück sorgen für wei-
tere Abschreckung.

Einer der Gründe für diese Entwick-
lung der Angriffe auf das Kirche-
nasyl ist aus unserer Sicht, neben 
der allgemein sich zuspitzenden 
asylpolitischen Situation und der 
schleichenden Normalisierung 
rechter und extrem-rechter Positi-
onen im öffentlichen Diskurs, die 
Vereinbarung zum Kirchenasyl zwi-
schen den beiden großen Kirchen 
und dem BAMF von Februar 2015. 
Nach der vernichtenden Kritik am 
Kirchenasyl durch Innenminister 
de Maizière und der Androhung, 
die Dublin-Überstellungsfrist im 
Kirchenasyl auf 18 Monate zu 
verlängern, wurden die Kirchenlei-
tungen nervös und haben sich dazu 
hinreißen lassen, dem Kirchenasyl 
einen bürokratischen Rahmen zu 
verpassen. Sie ließen sich darauf ein 

zu beteuern, das Kirchenasyl sei in 
keiner Weise eine prinzipielle Kritik 
am menschenverachtenden Dublin-
System, das Europa zu einem Ver-
schiebebahnhof macht. Sondern es 
gehe nur um besonders schlimme 
Einzelfälle, die natürlich völlig sin-
gulär seien und keine systemischen 
Gründe hätten (dies zum Stichwort 
14.000 obdachlose Geflüchtete 
in Italien, Masseninhaftierung in 
Bulgarien oder konsequente Ket-
tenabschiebungen über Schweden 
und Dänemark nach Afghanistan, 
den Irak und nach Somalia). Um 
diese absoluten Einzelfälle nach-
zuweisen ließen sich die Kirchen 
darauf ein, in jedem Fall ein Dossier 
zu erstellen, in dem das BAMF um 
Gnade gebeten wird. Überspitzt 
gesagt: Das Kirchenasyl soll als 
Mittel zum Qualitätsmanagement 
des BAMF einzelne Verfahrensfehler 
ausbügeln. Wenig verwunderlich 
ist: seit Anfang 2019 werden gera-
de mal 1,4% aller Dossiers positiv 
beschieden, das heißt in dieser ver-
schwindend geringen Anzahl gibt es 
Gnadenerweise des Bundesamtes. 
Ja, so gesehen gibt es für das BAMF 
nur absolute Einzelfälle, in denen 
ein Kirchenasyl legitim sein könne.

Hinzukommt, dass die Innenmi-
nisterkonferenz, vorne weg der 
Innenminister des unter grüner 
Regierungsbeteiligung regierten 
Schleswig-Holstein, vor einem Jahr 
entschieden hat, dass in allen Kir-
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chenasylfällen, in denen diese Dos-
siers abgelehnt werden, also 98,6%, 
genau das passiert, womit man den 
Kirchen 2015 noch drohen konnte: 
Die Frist, die es mit dem Kirchen-
asyl zu überbrücken gilt verlängert 
sich nun von sechs auf 18 Monate. 
Auch wenn wir im Moment in 70% 
dieser Fälle erfolgreich gegen die 
Verlängerung der Überstellungs-
fristen auf 18 Monate klagen und 
somit Recht bekommen gegenüber 
dem BAMF, hat dieses Damokles-
schwert verlängerter Kirchenasyle 
eine abschreckende Wirkung auf 
Gemeinden.

Dieser geschickte Winkelzug der 
staatlichen Stellen war sogar so 
gut vorbereitet, dass die Kirchen 
ihn ohne jeden Protestschrei hin-
genommen haben – die von uns 
im Juni letzten Jahres lancierte 
Erklärung gegen die Verschär-
fungspolitik gegen das Kirchenasyl 
wurde von den Kirchenleitungen 
nicht unterstützt, wir bekamen 
vielmehr Gegenwind aus den Bis-
tümern und Landeskirchen. Die 
Vereinbarungen zwischen Kirchen 
und BAMF wurden somit einseitig 
quasi aufgekündigt. 

Der Bevollmächtigte der Evan-
gelischen Kirche bei der Bundes-
regierung hat uns gegenüber im 
vergangenen Herbst diese mutlose 
Haltung der Kirchen ohne mit der 
Wimper zu zucken verteidigt. Auf 

Seiten der katholischen Kirchenlei-
tung sieht es nicht anders aus. Die 
Deutsche Bischofskonferenz hat im 
Januar 2019 eine Überarbeitung ih-
rer Handreichung zum Kirchenasyl 
veröffentlicht und darin Kriterien 
für Kirchenasylfälle fomuliert, die 
beinahe die des BAMF noch über-
treffen: Bei allem Respekt der Bi-
schöfe gegenüber den Kirchenasyl 
gewährenden Gemeinden, werden 
sie nicht müde zu betonen, dass es 
nur in äußerst schwerwiegenden 
und seltenen Fällen zu Kirchenasyl 
kommen kann. Und dann auch nur, 
wenn die Betroffenen den Kirchen-
gemeinden bereits gut bekannt 
sind. Völlig illusorisch in Dublin-
Fällen, wo es manchmal nach nur 
wenigen Wochen nach der Einreise 
und der Zwangskasernierung in 
zentralen Lagern (ohne wirklichen 
Außenkontakt) zur Abschiebung in 
einen Dublin-Zielstaat kommt.

Die Gefahr der Einhegung und 
Regelung und damit auch Bürokra-
tisierung des Kirchenasyls liegt aus 
unserer Sicht auf der Hand. Und die 
Entwicklungen der letzten Zeit ha-
ben unseren Befürchtungen leider 
Recht gegeben. Die Kirchenleitun-
gen lassen sich vom BAMF dazu nö-
tigen, den Kirchengemeinden und 
Ordensgemeinschaften restriktive 
Regeln aufzudrücken.

Es ist für uns immer wieder eine He-
rausforderung, nicht nur gegen die 

Behörden, sondern auch gegen die 
Kirchenasyl-Vermeidungsstrategie 
der Kirchenverwaltungen anzu-
kämpfen. Die Leidtragenden sind 
einmal mehr die Menschen, die 
dringend ein Kirchenasyl suchen 
und nur in seltenen Fällen einen 
Platz finden können. Gerademal 1/5 
aller dringlichen Anfragen, können 
von uns in NRW in ein Kirchenasyl 
vermittelt werden. Aktuell haben 
wir ca. 120 Menschen auf der War-
teliste, die jederzeit ins Ungewisse 
abgeschoben werden können.

Die Zahl der Menschen im Kirchen-
asyl ist bundesweit seit Januar 2018 
mit 855 Personen auf 671 Personen 
aktuell zurückgegangen. In NRW 
haben wir derzeit die meisten 
Kirchenasyle mit 205 Menschen, 
davon 6 derzeit im Stadtgebiet 
Münster.

Wenn die Luft für das Kirchenasyl 
dünner wird, erscheint es uns umso 
stärker geboten, dass wir uns gegen 
die Einhegungs- und Kontrollver-
suche durch die staatlichen Stellen 
organisieren. Dass wir uns nicht 
vereinzeln lassen. Dass wir Netz-
werke gründen. Dass wir Kirchenge-
meinden anstiften und ermutigend 
begleiten. Dass wir Konflikte mit 
den staatlichen Stellen und ihren 
Gesetzen eingehen. Dass wir dem 
Unrecht etwas entgegensetzen. 
Dass wir also deutlich machen: 
Das Kirchenasyl war von seiner 

Gründungsgeschichte vor 35 Jahren 
her immer eine Praxis des Zivilen 
Ungehorsams. Kirchenasyl kann 
kein quasi-rechtliches Verfahren 
sein, sondern es steht in Opposition 
zu entmenschlichenden Abschiebe-
gesetzen und bezieht seine Stärke 
gerade aus der Dispensierung der 
herrschenden Gesetze, die Men-
schen fundamentaler Grundrechte 
berauben. In einem Land, in dem 
Menschen ins Elend und die Pers-
pektivlosigkeit mit legalen Mitteln 
abgeschoben werden, ist es legitim, 
diese legalen Mittel infrage zu 
stellen, sie auszuhebeln und ihnen 
Solidarität entgegenzustellen.

Mir persönlich ist gerade eine 
theologisch und menschenrecht-
lich fundierte Begründung dieser 
ungehorsamen Praxis wichtig und 
ich stelle immer wieder fest, dass 
eine theologische Reflexion und 
Selbstvergewisserung in diesen 
Fragen für Kirchengemeinden und 
Ordensgemeinschaften wesentlich 
tragfähiger und ermächtigender ist, 
als allein juristische Abwägungen 
und Winkelzüge.

Ich bin der Überzeugung, dass je 
mehr Kirchenasyl gewährende 
Gemeinden ihre Praxis als eine 
prophetische Praxis verstehen – die 
entlarvt, anklagt und Solidarität 
praktisch werden lässt – sie umso 
überzeugter in Konfliktsituationen 
auftreten können.
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Wenn wir wissen, was wir tun, dann 
können wir auch für die Rechte 
Geflüchteter einstehen. Wenn wir 
wissen, auf was es ankommt, kön-
nen Staatsanwaltschaften gegen 
uns ermitteln. Wenn wir wissen, 
dass es um Menschenleben geht, 
lassen wir uns von Rückschlägen 
nicht entmutigen.

Dass heute einige aus ehemaligen 
Kirchenasylen hier anwesend sind, 
ist die größte Ermutigung dafür, 
dass wir nicht locker lassen dürfen. 
Dass wir an der Forderung für glo-
bale Bewegungsfreiheit und eine 
autonome Entscheidung über den 
eigenen Aufenthaltsort festhalten. 
Dass wir Menschenrechte erkämp-
fen, bis sie wirklich zu ihrer Geltung 

kommen. Dass wir in die Alternativ-
losigkeit des Immer-weiter-so nicht 
einstimmen und mit der gegensei-
tig erfahrenen Solidarität schon 
etwas davon erfahren können, wie 
wir Gesellschaft jenseits des zerstö-
rerischen Kapitalismus ganz anders 
organisieren könnten.

Ich bedanke mich bei allen, die uns 
in den letzten Jahren unterstützt 
haben und bei all denen, mit deren 
Zuspruch und tatkräftiger Hilfe wir 
weitermachen werden, und es uns 
nicht verbieten lassen werden, so 
lange es - verdammt nochmal! - not-
wendig ist, Menschen zu schützen 
und kompromisslos für ein gutes 
Leben für alle zu kämpfen.

Grußwort

zur Verleihung des 
5. Papst-Johannes XXIII-Preises

Lieber Benedikt, liebe Frau Espel-
kott, liebe Mitglieder, Freundinnen 
und Freunde von pax christi, verehr-
te Gäste der Verleihungsfeier!

Als ehemaliges Mitglied des Preis-
beirates habe ich an der Entschei-
dung für den diesjährigen Preis-
träger mitgewirkt. Ich freue mich 
sehr, dass die Ehrung dem Netzwerk 
Kirchenasyl zuteilwird – gerade in 
einer Zeit, in der diese Institution 
christlicher Nächstenliebe häufig 
in Frage gestellt und erschwert 
wird. Die Preisträger setzen sich für 
Menschen ein, die gefährdet sind, 
und bieten ihnen einen oftmals 
letzten Schutzraum. So üben sie 
konsequente, praktische Solidarität 
mit geflüchteten und bedrohten 
Menschen. Dafür braucht es beides: 
den Einsatz an der Basis und die 

Netzwerk- und Advocacy-Arbeit. 
pax christi setzt mit der Preisverga-
be ein Zeichen der Unterstützung 
und bringt öffentlich zum Ausdruck, 
wie ein menschenfreundliches Ge-
sicht der Kirche sein sollte: nah bei 
den Schwachen und an der Seite 
der Opfer einer ungerechten und 
unfriedlichen Welt.

An der heutigen Verleihungsfeier 
kann ich leider nicht teilnehmen, 
da ich in meiner neuen Heimat 
gebunden bin. Doch der Arbeit im 
Interesse Geflüchteter bleibe ich 
verbunden, vor Ort nun für die Ini-
tiative „Sicherer Hafen Wendland“. 

Ich beglückwünsche auf diesem 
Weg die Preisträger und wünsche 
der Feier einen guten Verlauf.

Veronika Hüning  
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